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US-Konjunktur
Neue Angaben über 
Teuerung in den USA
In Washington wird heute 
die US-Inflationsrate für den 
Monat September bekannt 
gegeben.

Zwischenbilanz
3,2,1 ...Gutes Ergebnis – 
oder keins
Der Onlinehändler eBay ver-
öffentlicht heute in San 
Francisco seine Quartalszah-
len.

Heute

Freiheitsabkommen
Schweiz und Chile 
verhandeln neu 
SANTIAGO DE CHILE Das Ende 2004 

in Kraft getretene Freihandelsab-

kommen zwischen der Schweiz 

und Chile für die Bereiche 

Dienstleistungen und Industrie 

soll auf beidseitigen Wunsch er-

neuert werden. Eine entspre-

chende Erklärung haben Wirt-

schaftsminister Johann Schnei-

der-Ammann, sein chilenischer 

Amtskollege Pablo Longueira so-

wie Chiles Aussenminister Alfre-

do Moreno am Montag anlässlich 

ihres Treffens in Santiago de Chi-

le abgegeben. Auch das Thema 

Agrarwirtschaft wurde bei den 

Gesprächen angeschnitten. Die 

chilenische Regierung zeigte 

überdies Interesse am Schweizer 

Know-how betreffend Tunnelbau. 

Dieses will Chile nutzen, um ei-

gene Projekte in den Anden zu 

verwirklichen. Das Freihandels-

abkommen mit Chile hat auch 

Gültigkeit für die gemeinsam mit 

der Schweiz zur Europäischen 

Freihandelsassoziation EFTA ge-

hörenden Staaten Liechtenstein, 

Norwegen und Island. (sda)

Britische Teuerung 
Infl ation wieder
auf Rekordhoch 
LONDON Die Inflationsrate in 

Grossbritannien ist im Septem-

ber auf das zuletzt im September 

2008 vermeldete Rekordhoch 

von 5,2 Prozent gestiegen. Grund 

dafür seien vor allem gestiegene 

Energiekosten. Im August waren 

die Konsumentenpreise um 4,5 

Prozent gestiegen. (sda)

Euroschuldenkrise
Bank of America 
hart getroff en

NEW YORK Die Euroschuldenkrise 

trifft die Bank of America mit 

voller Wucht. Der Problemfall 

unter den US-Grossbanken muss-

te im dritten Quartal einen Ver-

lust in seinem wichtigen Invest-

mentbanking hinnehmen. Im Ge-

samtkonzern resultierte ein Ge-

winn. Besonders hart traf es das 

einst so einträgliche Geschäft mit 

Anleihen, Währungen und Roh-

stoffen – es kam beinahe zum Er-

liegen, weil sich die Investoren 

mit ihren Geldanlagen sehr zu-

rückhalten. (sda)

www.volksblatt.li

36. Triesenberger Wochen
14. Oktober – 20. November 2011

www.triesenberger-wochen.li

Daniel Sigrist: «Egal, was der Staat 
tut: Es muss glaubwürdig sein»
Finanzmarktregulierung Die im Rahmen von Basel III erlassenen Richtlinien sollen insbesondere systemrelevante Ban-
ken besser gegen Krisen absichern. Daniel Sigrist referierte gestern über deren Hintergründe und Entstehungsgeschichte.

VON MARTIN HASLER

Im Rahmen des Wirtschaftspoliti-

schen Seminars Alpenrhein luden 

die Forschungsstelle für Wirtschafts-

politik der HTW Chur und die Kon-

junkturforschungsstelle der Univer-

sität Liechtenstein gestern Abend 

Daniel Sigrist nach Vaduz ein. Er 

sprach zu einem kleinen Kreis über 

das Thema «Bankenregulierung in 

Krisenzeiten» und zeigte auf, wie 

Basel III (siehe Kasten) die Welt von 

einer erneuten Finanzkrise schüt-

zen soll und welche Punkte noch an-

zugehen sind. Sigrist war unter an-

derem für die Eidgenössische Fi-

nanzmarktaufsicht tätig und leitete 

die Umsetzung von Basel II in der 

Schweiz. Derzeit führt er bei der De-

loitte AG die Abteilung «Financial 

Risk Management».

Den Hauptgrund für die jetzige Fi-

nanzkrise ortete der Referent im 

Übergang von traditionellen Hypo-

theken zu risikobehafteten Krediten, 

die zu komplexen Paketen geschnürt 

und an andere Banken weiterver-

kauft wurden. «Solange ein System 

funktioniert, sind sie nicht daran in-

teressiert, welche Risiken sie einge-

hen», umriss Sigrist die dahinter ver-

borgene Mentalität. Die Basel-II-

Richtlinien, welche schon damals in 

Kraft waren, hätten diese Praxis 

nicht unterbinden können, da sie in 

einem anderen Umfeld zustande ge-

kommen seien. Der Fall einer Gross-

bank wie der 

UBS sei zu dieser 

Zeit schlicht un-

denkbar gewe-

sen. Die Mass-

nahmen hätten 

sich auf andere 

Bereiche kon-

zentriert und die Höhe, nicht aber 

die Beschaffenheit von Eigenkapital 

festgelegt. Das Thema Liquidität sei 

vollständig ausgespart worden.

Entschlossenes Handeln gefragt
Als es dann zur Krise gekommen sei, 

hätte sich gezeigt, dass die Banken 

gegen die eingegangenen Risiken 

nicht gefeit waren – und von den 

Staaten gerettet werden mussten. Si-

grist zeigte auf, welche Punkte bei 

solchen Reaktionen zu beachten 

sind. «Egal, was der Staat tut: Es 

muss glaubwür-

dig sein», lautet 

seine Grundre-

gel. Weiter

führte er aus: 

«Die Verantwort-

lichen müssen 

so massiv reagie-

ren, dass kein Zweifel daran besteht, 

dass sie die Situation unter Kontrol-

le bringen.» Im Fall der UBS sei dies 

in der Schweiz gelungen.

In diesem Umfeld seien die Basel-III- 

Richtlinien zustande gekommen. 

Die lange Umsetzungsfrist bis 2019 

begründete Daniel Sigrist damit, 

dass die Verantwortlichen im Span-

nungsfeld zwischen wirksamer Fi-

nanzmarktregulierung und fragilem 

Aufschwung gehandelt hätten. Da-

bei hätten sie versucht, einige Lü-

cken von Basel II zu schliessen. Neu 

gebe es nicht nur  quantitative, son-

dern qualitative Vorschriften zur Ei-

genmittelbasis: «Das Kapital einer 

Bank muss werthaltig sein und Ver-

luste decken können.» Zudem seien 

Aspekte wie Anreize und Liquidität 

angegangen worden. Dennoch ver-

bleiben Handlungsfelder, so Sigrist. 

Diese sieht er einerseits im Ausbau 

der internationalen Zusammenar-

beit zwischen den Aufsichtsbehör-

den, andererseits in den Zusatzver-

pf lichtungen für systemrelevante 

Banken. Auch was die Umsetzung in 

allen beteiligten Staaten betrifft, 

zeigte sich Daniel Sigrist skeptisch: 

Denn Basel III sei völkerrechtlich 

nicht bindend und von der nationa-

len Gesetzgebund abhängig.

Carsten Schlag, Leiter der Konjunkturforschungsstelle Liechtenstein, und Referent Daniel Sigrist, der die Hintergründe und 
Ziele der Basel-III-Richtlinien erläuterte. (Foto: Nils Vollmar)

«Es darf kein Zweifel daran 
bestehen, dass die Situation 

unter Kontrolle ist.»
DANIEL SIGRIST

REFERENT

Gewerkschaften fordern klare Sprache
des Bundesrates zu Wechselkurs 
Franken schwächen Für die Gewerkschaften kann das Problem des starken Frankens nicht durch Massnahmen bei den 
Arbeitnehmern gelöst werden. Sie fordern Bundesrat und Arbeitgeber auf, Hand zu bieten für einen festen Euro-Wechselkurs 
von mindestens 1.40 Franken.
Wegen der Überbewertung des Fran-

kens beginne es für die Schweizer 

Wirtschaft zunehmend kritisch zu 

werden, erklärte Paul Rechsteiner, 

Präsident des Schweizerischen Ge-

werkschaftsbundes (SGB), am Diens-

tag an einer Medienkonferenz in 

Bern. Er warnte vor «massiven Ar-

beitsplatzverlusten», sollten Behör-

den und Arbeitgeberverbände das 

Problem weiterhin bagatellisieren. 

Bundesrat Johann Schneider-Am-

man müsse endlich eine klare Spra-

che wählen und der Schweizeri-

schen Nationalbank einen «vernünf-

tigen» Wechselkurs von mindestens 

1.40 Franken pro Euro nahelegen, 

forderte Rechsteiner. Die National-

bank hat bereits im September eine 

Untergrenze des Euro-Wechselkur-

ses auf 1.20 festgelegt. Das Problem 

des starken Frankens müsse von der 

Politik angegangen werden. Die Ar-

beitgeber könnten es nicht auf dem 

Buckel der Arbeitnehmer lösen, sag-

te Rechsteiner. Laut dem SGB ist der 

Franken derzeit mit mehr als 20 Pro-

zent überbewertet. Das führe zu ei-

nem Rückgang der Warenexporte 

und der Logiernächtezahlen auslän-

discher Gäste. Auch Pensionskassen 

dürften laut Gewerkschaftsangaben 

rund 20 bis 30 Mrd. Franken Buch-

verluste erlitten haben.

Finger weg von Arbeitnehmern
Löhne und Arbeitsplätze in der 

Schweiz seien damit gegenüber dem 

EU-Markt nicht mehr genügend ge-

schützt. «Die f lankierenden Mass-

nahmen der bilateralen Verträge 

sind zu wenig scharf», sagte Rech-

steiner. Schweizer Arbeitgeber und 

Bauherren seien heute stärker als 

vorher versucht, das niedrigere 

Lohnniveau in vielen Regionen Eu-

ropas auszunützen, erklärte SGB-

Chefökonom Daniel Lampart. Er 

warnte vor mehr Arbeitslosen und 

tieferen Löhnen. «Wenn Firmen ‹bil-

ligere Ausländer› einstellen können, 

werden ‹teurere Inländer› ihre Stel-

len verlieren», erklärte er. Massnah-

men wie Arbeitszeiterhöhung oder 

die Koppelung der Löhne an den Eu-

rokurs machten das Arbeitsklima ka-

putt und brächten wirtschaftlich 

nicht viel, sagte Lampart. Dem SGB 

seien fast 100 Unternehmen be-

kannt, die solche Massnahmen ange-

ordnet hätten. Dazu komme eine ho-

he Dunkelziffer. Die Gewerkschaften 

würden mit Klagen und Streiks ge-

gen diese Firmen vorgehen.

Die Lage der Schweizer Unterneh-

men verschlechtern würde zudem, 

dass viele Firmen ihre Ware im Aus-

land bezögen und ausländische Ar-

beiter für Aufträge in der Schweiz 

einsetzten. Damit könnten derzeit 

hohe Gewinne gemacht werden.

Im Kampf gegen Lohndumping for-

dern die Gewerkschaften eine neue 

«Kontrolloffensive», die zusätzlich 

zu den bisherigen Kontrollen der Ar-

beitsbedingungen schwergewichtig 

die Neueinstellungen betrifft. Wenn 

nötig müssten diese Kontrollen über 

einen Sonderkredit finanziert wer-

den. «Es kann nicht sein, dass der 

Bund die Kredite für die Kontrollen 

aus Spargründen plafondiert, wie 

dies geschehen ist», kritisierte Ren-

zo Ambrosetti, Co-Präsident der Ge-

werkschaft Unia. 

Er forderte zudem Mindestlöhne 

und die Erhöhung der Bussen für 

Lohndumping. Auch auf staatlichen 

Baustellen würden vertragliche Min-

destlöhne immer wieder drastisch 

unterschritten. Auf Grossbaustellen 

würden Subunternehmen teilweise 

Löhne von 3 Euro pro Stunde bezah-

len. Hier müssten Bauherren und 

Generalunternehmer in die Pflicht 

genommen werden. (sda)

Bank of America. (Foto: EPA)

Krisenresistenz durch
mehr Eigenkapital
Der Basler Ausschuss der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich 
hat 2010 die Basel-III-Richtlinien be-
schlossen. Diese sehen vor, durch 
kontinuierlich umzusetzende 
Schritte Banken vor Krisenereignis-
sen zu schützen. Die Massnahmen 
setzen sowohl auf der Ebene einzel-
ner Banken als auch auf Systemebe-
ne an. Sie umfassen unter anderem 
eine bessere Eigenkapitalunterle-
gung sowie Anpassungen des Liqui-
ditäts- und Risikomanagements. Ge-
sonderte Regeln gelten für system-
relevante Banken (SIFIs).

BASEL III


